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„Grün in der Stadt“

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit (BMUB) hat mit der Entwicklung des 
Grünbuchs und des geplanten Weißbuchs „Grün in der Stadt“ 
einen wichtigen Prozess zur nachhaltigen Entwicklung von 
urbanen Grün- und Freiräumen lanciert. Dies begrüßt die 
Deutsche Gartenamtsleiterkonferenz nachdrücklich und 
bietet ihre Unterstützung zur strategischen Ausrichtung und 
für die örtliche Umsetzung der Ziele an.

Positionspapier der Deutschen Gartenamts-
leiterkonferenz (GALK e.V.) zum Weißbuch-
prozess der Bundesregierung

Stadtgrün als kommunale Aufgabe

Das Planen, Bauen, Entwickeln und Pflegen von Stadtgrün 
ist eine kommunale Aufgabe. Grünflächenämter sind in den 
Städten die Kompetenzzentren für dieses Aufgaben-
spektrum. Dort liegt gebündelt das Knowhow für

�Planung, Bau, Pflege und Entwicklung des Grüns

�Biodiversitäts- und Naturschutzaufgaben

�Pflanzenverwendung im Stadtklima

�Kommunikation mit dem Bürger

Grünflächenämter sind zugleich Verwalter vieler Flächen und 
haben dadurch unmittelbare Gestaltungs- und Umsetzungs-
möglichkeiten.

Frei- und Grünräume sind ein wichtiger Bestandteil heutiger 
und zukünftiger Entwicklungen größerer Städte. Ihre 
Bedeutung umfasst insbesondere soziale Interaktion, 
Gesundheit, Ästhetik und Kultur, ökologische Aspekte 
(Biodiversität, Stadtökologie, Klimawandel), Nahmobilität 
und Freizeit sowie ökonomische Aspekte vor allem für das 
gebaute Umfeld.
In den letzten Jahren hat die Bedeutung städtischen Grüns 
deutlich zugenommen. Dies zeigt sich an der verstärkten 
Nutzung öffentlicher Freiflächen, neuer Bewegungen wie 
urban gardening und vor allem Bürgervoten für den Erhalt 
öffentlicher Freiräume. 
Die Grundlagen zu schaffen, dass Kommunen ihre 
Grünflächen sichern, entwickeln und unterhalten können, ist 
damit eine Kernaufgabe politischen und administrativen 
Handelns auf kommunaler Ebene wie auch bei Bund und 
Ländern. Nur auf der Basis einer attraktiven, nachhaltigen 
und widerstandsfähigen Stadt können sich vor allem die 
wachsenden Kommunen und Regionen als dauerhaft stabile 
Mittelpunkte des Wohnens und Arbeitens entwickeln.

Konsequenz: Eine positive Entwicklung von „Grün in 
der Stadt“ angesichts der zahlreichen Herausforde-
rungen braucht fachkompetent geleitete und besetzte, 
mit ausreichend Ressourcen ausgestattete Grün-
flächenämter.
Die nachfolgenden Themen und Forderungen der 
GALK bauen auf diesen Grundvoraussetzungen auf. 
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Freiraumentwicklung ist immer auch Stadtentwicklung.
Landschaft und naturräumliche Gegebenheiten haben 
historisch bei der Gründung und Entwicklung der Städte eine 
wichtige Rolle gespielt. Dazu gehört z.B. die Verfügbarkeit 
von Trinkwasser, die Lage an wichtigen Handelswegen, die 
Meidung von unwettergefährdeten Gebieten etc. 
Immer wurde eine Stadt durch Freiräume definiert und 
entwickelt (Haupt- oder Marktplätze, Gassen und Wege). 
Historische Plätze, Parks und Gärten prägen noch heute das 
Bild vieler Städte. Hinzu kamen mit der Entfestigung 
Grünsysteme, die bis heute Grundlage der Stadtentwicklung 
sind. Im 20. Jahrhundert sind teilweise bewusst natur-
räumliche und konzeptionell freiräumliche Strukturen 
(Achsen, Ringe) der Stadtentwicklung zugrunde gelegt 
worden.

Bereits mit Lenné und spätestens seit Mitte des 19. Jahr-
hunderts mit der Entstehung der ersten Volksparks und 
verstärkt durch Martin Wagners Werk „Das sanitäre Grün der 
Städte - ein Beitrag zur Freiflächentheorie“ (1915) rücken die 
grünen öffentlichen Freiräume in den Blickpunkt der 
Stadtentwicklung. Es entstehen immer mehr kommunale 
Gartenämter.
Die städtebaulichen Planungen der Nachkriegszeit haben 
sich über Jahrzehnte hinweg stark an funktionalen Vorgaben 
ausgerichtet: Trennung von Wohn- und Arbeitsstätten, gute 
verkehrliche Erschließung und ausreichende Ver- und Ent-
sorgungsleitungen. Ausschließlich nach diesen Gesichts-
punkten geplante Stadtbezirke und Städte gehören heute 
häufig zu den kommunalen Problemzonen in alten wie neuen 
Bundesländern. Sie entsprechen tatsächlich nicht den An-
forderungen an ein Leben in der Stadt. Auch die Frei- und 
Grünräume waren oft vor allem monofunktional definiert, 
zum Teil sogar nur als Abstandsraum. Dabei ist in der Regel 

nicht die zu geringe Quantität dieser Freiräume und 
Grünflächen das Problem, sondern ihre Qualität und Nutz-
barkeit in Verbindung mit deren räumlicher Trennung und 
Zerschneidung.
Angesichts der wirtschaftlichen und städtebaulichen 
Entwicklungen in der 2. Hälfte des 20. Jahrhunderts haben 
viele Kommunen ihre Grünanlagen als Flächenreserve für 
bauliche Entwicklungen betrachtet. Die damit einher-
gehende stadtpolitische Geringschätzung öffentlichen Grüns 
hat sukzessiv zu einem Dilemma geführt, das sich heute 
oftmals in einer Unterversorgung der verdichteten Innen-
stadtbereiche mit nutzbarem Grün ausdrückt. Erst im Zuge 
des Wahrnehmungs- und Bewusstseinswandels der letzten 
zehn Jahre, hervorgerufen durch den Stellenwert, den die 
NutzerInnen längst definiert haben, rückt die Bedeutung des 
städtischen Grüns wieder in den Fokus der gesamt-
städtischen Betrachtung. Jetzt wird allerdings das Problem 
deutlich, dass den wachsenden Ansprüchen in Bezug auf 
Quantität und Qualität der Grünversorgung eine über viele 
Jahre hinweg sich verstetigende Ressourcenverknappung 
sowohl von Personal als auch finanziellen Mitteln 
gegenübersteht. 
Seit nunmehr gut 150 Jahren erfüllen Grünflächen in der 
Stadt unverzichtbare soziale und gesundheitliche Be-
dürfnisse der Bewohner. Aktuell übernehmen Grünflächen 
nicht nur stadtklimatisch und stadthygienisch wichtige 
Funktionen, sondern sind die wichtigsten Freizeitorte und 
Treffpunkte unterschiedlichster sozialer Gruppen. Mit den 
zunehmenden Anforderungen an eine robuste und wider-
standsfähige Stadt ist zwingend eine Weiterentwicklung der 
städtischen Grünflächen erforderlich.

1. Stadtentwicklung vom Freiraum her 
denken
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2. Grüne Infrastruktur braucht gesamt-
städtische räumliche und fachliche Konzepte

Grüne Infrastruktur umfasst Räume wie Parkanlagen, 
Friedhöfe, Kleingärten, Spielbereiche und Spielplätze, 
Außenanlagen von Kitas und Schulen, Sportflächen, Grün 
und Bäume im Straßenraum,  Außenräume an öffentlichen 
Gebäuden, Bäche und Retentionsraum, Wald, Plätze, 
siedlungs- und wohnungsbezogene Freiflächen, … 
Der Begriff „Infrastruktur“ unterstreicht die „Versorgungs-
leistungen“ der urbanen Grün- und Freiräume. Dazu gehören 
insbesondere deren Nutzungsmöglichkeiten für Bürger und 
Besucher, Ökosystemleistungen sowie auch die kulturellen 
Werte urbaner Frei- und Grünräume (z.B. historische An-
lagen und Gartendenkmale). Diese grüne Infrastruktur erfüllt 

Forderung: Für Städte sind Gesamtkonzepte und 
Strategien für die Freiräume und das Stadtgrün zu 
entwickeln, als Basis für die nachhaltige Stadtentwick-
lung. Die Städte müssen bei der Erarbeitung dieser 
Konzepte gefördert werden.

Der Freiraum bietet sich auch heute prädestiniert zur 
weiteren Entwicklung der Städte an:

a. Bewohner und Besucher sehen und erleben eine Stadt 
über den Freiraum. Als öffentlich nutzbarer Raum steht er 
allen Bevölkerungsschichten und -gruppen (i.d.R. ohne 
Zugangsbeschränkung) gleichermaßen zur Verfügung. 
Seine Bedeutung für die Bevölkerung wird durch seine hohe 
Wertschätzung deutlich.

b. Der öffentliche Frei- und Grünraum liegt im großen Umfang 
im Besitz der öffentlichen Hand. Hier haben vor allem die 
Städte und Gemeinden Gestaltungszugriff. Zudem sind die 
notwendigen Investitionen für Aufwertung und Neugestal-
tung im Vergleich zu anderen städtischen Maßnahmen 
gering und entfalten für ihre Umgebung eine hohe Wirkung.

c. Heute sind die Flächenressourcen in Metropolregionen 
weitestgehend erschöpft. Eine Qualifizierung der Wohn- und 
Lebensqualität ist vor allem über den Freiraum möglich. 
Grünräume gewinnen als Standortfaktor auch im inter-
nationalen Städteranking zunehmend an Bedeutung.

d. Der Freiraum kann das Bindeglied städtebaulicher Ent-
wicklung sein. Anstatt einer weiteren Fragmentierung sollte 
er zu einem Netz „grüner Infrastruktur“ weiter entwickelt 
werden.

damit vielfältige Werte - soziale, ökologische, ökonomische 
und kulturelle - für die Bürger und das gesamte Stadtgefüge. 
Sie unterliegt sich ändernden gesellschaftlichen und öko-
logischen Anforderungen. Erforderlich ist eine integrierte 
Freiraumplanung mit einer entsprechenden fachlichen 
Leitung und Koordination aller Beteiligten und aller 
Anforderungen. Integrierte gesamtstädtische Freiraum-
konzepte sollen die Vernetzung grüner Infrastruktur, die 
Multifunktionalität und die überlagernden Werte der 
Freiräume sowie das Grünflächenmanagement berück-
sichtigen. Grundlagen für die integrierte Freiraumplanung 
und Stadtentwicklung bieten die fachlich sektoralen 
Freiraumplanungen wie Friedhofentwicklungspläne, Fach-
pläne für Kleingärten, Biodiversitätsstrategien, Strategien zur 
Anpassung an den Klimawandel, Strategien für Sport, 
Bewegung und Spiel (Sportentwicklungsplanung, Spielleit-
planung) u.a. Um Mehrwerte für die städtischen Grün- und 
Freiräume zu erreichen, müssen alle Fachdisziplinen für eine 
integrierte gesamtstädtische Freiraumentwicklung zu-
sammenarbeiten. Zudem müssen Grün-, Freiraum- und 
Umweltaspekte unterschiedlichster Akteure und Eigentümer 
mit einfließen. Diese gesamtstädtische Freiraumplanung ist 
ein essentieller Bestandteil einer integrierten Stadt-
entwicklung. 

Eine fachlich qualifizierte, integrierte Freiraumplanung ist 
somit eine obligatorische Vorgabe für eine innovative und 
nachhaltige Stadtentwicklung.

Forderung: Die Förderpolitik des Bundes muss auf 
gesamtstädtische Freiraumkonzepte ausgerichtet 
werden:

�Städte mit entsprechenden Gesamtkonzepten wer-
den in der Städtebauförderung prioritär gefördert. 
Kriterien für die Förderung sind zu entwickeln.

�Für die Entwicklung integrierter gesamtstädtischer 
Freiraumkonzepte werden zur Einführung Modell-
projekte gefördert.

Das Gesamtkonzept soll zwingend dazu führen, dass 
die Frei- und Grünflächen auf Dauer unterhalten wer-
den können. Die rechtlich verbindliche Verankerung 
eines gesamtstädtischen integrierten Freiraument-
wicklungsplanes ist im Baugesetzbuch abzusichern. 
Die unterschiedlichen Verbindlichkeiten, Inhalte und 
Umgriffe in den Bundesländern müssen durch bundes-
rechtliche Regelungen angeglichen werden.

„Grün in der Stadt“
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3. Eine nachhaltige Entwicklung der Städte
und des Stadtgrüns erfordert ein modernes
und umfassendes Grünflächenmanagement

Grünflächen sind vor allem aufgrund ihrer natürlichen 
Prozesse immer in Entwicklung. Eine Kopplung von Planung 
und Bau sowie Unterhalt und Pflege ist für ihre nachhaltige 
Sicherung und Entwicklung unabdingbar. In der Planung 
muss mit dem Unterhalt auf eine robuste Ausführung und 
effiziente Pflege geachtet werden. Der Unterhalt umfasst mit 
der Planung das gesamte Management zur weiteren 
Entwicklung der Räume. Datenerfassung und -haltung, 
Maschinen- und Fahrzeugmanagement, Festlegungen von 
Pflegestandards, Energie- und Verwertungsmanagement 
oder  Lebenszykluskosten sind nur Stichpunkte, die den 
Rahmen dieses weiten Feldes umreißen 
Modernes Grünflächenmanagement ist als dringend 
notwendige Struktur in den Fachverwaltungen mindestens 
jeder Großstadt zu etablieren. Hier gibt es teilweise noch 
erheblichen Nachholbedarf, auch bedingt durch die Zu-
ordnung der grünen Fachverwaltungen zu fachfremden 
Einheiten. 
Grünflächenmanagement ist allerdings derzeit noch kein 
eindeutig definierter Begriff. Forschungsvorhaben und 
Forschungs-Praxis-Projekte können das Etablieren eines 
aktuellen, gesamthaften Grünflächenmanagements unter-
stützen. 

Die besten Voraussetzungen für ein modernes und 
umfassendes Grünflächenmanagement bieten kompetent 
und bedarfsorientiert ausgestattete Fachämter, die von der 
konzeptionellen Planung bis zur technischen, ökonomischen 
und ökologischen Pflege aus einer Hand agieren können.

4. Klimaanpassungsstrategien wirken am 
effektivsten über das Grün in der Stadt

Zu den wesentlichen Folgen des Klimawandels zählen u.a.:

�Deutliche Zunahme von Hitzetagen und Tropennächten, 
also insgesamt eine Erhöhung der sommerlichen 
Temperaturbelastung vor allem in Städten.

�Zunahme von Starkregenereignissen mit einem hohen 
Schadenspotential.

�Veränderung der Vegetation, insbesondere des Spekt-
rums an Bäumen, das als Straßen- und Parkbaum 
verwendbar ist, auch vor dem Hintergrund eines erhöhten 
invasiven Schädlingsbefalls beim Altbaumbestand.

Forderung: Eine ausreichende Mittelversorgung zur 
Sicherung und Weiterentwicklung bestehender Grün-
anlagen sowie zur Schaffung und dauerhaften 
Unterhaltung neuer Anlagen (unter Berücksichtigung 
der Lebenszykluskosten) muss gewährleistet sein.
Dazu sollten wirksame Instrumente entwickelt werden, 
zum Beispiel 

�grundsätzliche Festlegungen zum Finanzhaushalt 
der Kommunen. 

�Förderprogramme für urbane Grün- und Freiraum-
entwicklung oder entsprechende Schwerpunkt-
setzung in der Städtebauförderung (Förderung mit 
reduziertem Eigenanteil für Kommunen in Haus-
haltsnotlagen, inkl. Unterhalt für eine bestimmte 
Zeitspanne).
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Für eine nachhaltige Entwicklung der Städte sind Maß-
nahmen zur Anpassung an den Klimawandel unabdingbar:

�Stärkere Berücksichtigung klimatischer Aspekte in der 
Stadtplanung durch Freihalten von Frischluftschneisen 
und Kaltluftentstehungsflächen. 

�Beschattung großer versiegelter Flächen zur Minderung 
der Aufheizung dieser Flächen und der nächtlichen lang-
welligen Abstrahlung. Hier sind vor allem auch Verkehrs-
flächen zu betrachten, deren Anteile an den Gesamt-
flächen der Städte durchaus bei bis zu 20 % liegen 
können.

 
�Schaffung sogenannter blau-grau-grüner Infrastruktur zur 

Minderung des Schadenspotenzials vor allem bei 
Starkregenereignissen. 

Am Ende könnte die Entwicklung grau-grüner Infrastruktur 
stehen, die einerseits wesentlichen Einfluss auf die Resilienz 
der Städte und Regionen gegenüber den Klimawandelfolgen 
haben kann, als auch eine Vernetzung von Bau-, Grün- und 
Wasserflächen zu einem gesamtstädtischen System, die 
soziale Infrastrukturen im öffentlichen Raum unterstützt.

Die im Grünbuch „Grün in der Stadt“ aufgezeigten Hand-
lungsfelder bedürfen für eine erfolgreiche Umsetzung ge-
meinschaftlicher Anstrengungen. Dazu gehören ein Blick 
über die Grenzen von Fachdisziplinen, eine effiziente Zu-
sammenarbeit und gegenseitige Unterstützung von Bund, 
Ländern und Kommunen sowie ein breiter öffentlicher 
Diskurs von Politik und Bürgern.

Die Stärke grüner Infrastruktur besteht darin, dass sie ver-
schiedene Anforderungen, Leistungen und Werte verbindet. 
Essentiell für eine gesamträumliche, integrierte Grün- und 
Freiraumentwicklung ist eine effiziente, erfolgreiche 
Zusammenarbeit zahlreicher Disziplinen (Landschafts-
architekten, Tiefbauingenieure, Stadtplaner, Architekten, 
Ökologen, Sozialwissenschaftler, Kulturwissenschaftler, 
Künstler  u.a.).

5. Interdisziplinäre Zusammenarbeit führt zum
Ziel „Grüne und lebenswerte Stadt“

Die verschiedenen an der Freiraumentwicklung beteiligten 
Fachdisziplinen müssen verstärkt vernetzt werden. Dies gilt 
entsprechend auf Landes- und Bundesebene. Sinnvoll ist, 
dazu entsprechende Strukturen der Zusammenarbeit zu eta-
blieren.

6. Richtwerte und rechtliche Grundlagen
schaffen eine bundesweite Basis für die 
quantitative und qualitative Grünausstattung
und deren Schutz

Für eine ausreichende Grün- und Freiraumausstattung in ur-
banen Gebieten müssen Mindestanforderungen quantitativ 
und qualitativ bestimmt werden. Sowohl eine ausreichende 
Grundausstattung urbaner Infrastruktur als auch vielfältige 
Leistungen und Werte sorgen für Nachhaltigkeit und 
Resilienz des Stadtgefüges heute und für kommende Ge-
nerationen. Nur durch Mindeststandards kann der durch das 
Grünbuch „Grün in der Stadt“ initiierte Prozess langfristig zum 
Erfolg geführt werden. Ziel ist ein einheitlicher Mindest-
standard durch Qualitätsnormen (unterschiedliche Beispiele 
bestehen derzeit für einzelne Städte; Formulierungen von 
Zielen für Erreichbarkeit und Versorgung liegen von der WHO 
vor). 

Forderung: Die Grünflächenämter müssen bei der 
Erarbeitung und Umsetzung von Klimaanpassungs-
strategien über die grüne Infrastruktur unterstützt und 
gefördert werden.

Forderung: Die Entwicklung von „Grünen und 
lebenswerten Städten“ fordert eine Zusammenarbeit 
unterschiedlicher Fachdisziplinen auf „Augenhöhe“. 
Die Grünflächenämter können hier eine koordinie-
rende Funktion übernehmen.

„Grün in der Stadt“
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In der Konsequenz muss auch der Unterhalt für diese 
Mindeststandards definiert und finanziell gewährleistet wer-
den können. 
Bei Nachverdichtungen kann dann das Ziel der doppelten 
Innenentwicklung / integrierten Stadtentwicklung durch ei-
nen quantitativen und qualitativen Rahmen genauer definiert 
und nachhaltig gesteuert werden. Diese formellen Instru-
mente werden für eine qualitätserhaltende Innenentwicklung 
benötigt.

Die Möglichkeit des Verzichts auf eine Kompensations-
verpflichtung sowie die Möglichkeit, einen Ausgleich in der 
Abwägung auszuschließen, sind im Baugesetzbuch zu strei-
chen.
Zudem sollte zur Sicherung von erhaltenswerten Bäumen auf 
Nachbargrundstücken von Neubauten (insbesondere Tief-
garagen) im Baugesetzbuch ein entsprechender verpflich-
tender Prüfauftrag im Rahmen der Baugenehmigung inte-
griert werden.

7. Grüne Infrastruktur als Pflichtaufgabe
rechtlich einführen

Die strategische Anlage von Grün- und Freiräumen ist in der 
Bauleitplanung mit verankert. Zahlreiche Aufgaben sind für 
die Kommunen verpflichtend: Dazu gehören die Friedhöfe 
oder der Naturschutz als hoheitliche Aufgaben ebenso wie 
Renaturierungsmaßnahmen nach der Europäischen Was-
serrahmenrichtlinie sowie die Bereitstellung von Spielmög-
lichkeiten, Schulhöfen und Kita-Außenanlagen mit Mindest-
größen. Selbstverständlich ist deren verkehrssicherer Unter-
halt eine Pflicht. Die Kommunen müssen in die Lage versetzt 
werden, dieser Pflichtaufgabe nachzukommen. Grund-
voraussetzung hierfür ist die entsprechende personelle und 
finanzielle Ausstattung.

Grün- und Freiräume erfüllen vielfältige Aufgaben für Bürger 
und Stadt: Erschließung/Mobilität über Grünzüge, Spielmög-
lichkeiten für Kinder, wohnungsnahe Freiräume, Bewe-
gungs- und Sportmöglichkeiten, Orte der Bestattungen und 
Vieles mehr.

Forderung: Die Gartenamtsleiterkonferenz fordert 
das BMUB auf, einen Prozess zur Entwicklung und 
Sicherstellung von Richtwerten einzuleiten und den 
Schutz vorhandenen Grüns durch entsprechende 
Paragraphen im Baugesetzbuch zu manifestieren.

Forderung: Die öffentlichen Grün- und Freiflächen 
sind mit ihren Leistungen und Werten ein essentieller 
Bestandteil der Städte. Grünplanung, Grünversorgung 
und Grünpflege sind für die Kommunen als 
Pflichtaufgabe zu definieren. Die Verankerung von 
Grün als Pflichtaufgabe ist ein wesentlicher Schritt, um 
die formulierten Ziele im geplanten Weißbuch in der 
Umsetzung zu sichern. Ein entsprechender Rahmen 
für die Ländergesetzgebung ist vorzubereiten.
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In der Forschung bedürfen der Zusammenhang von Frei-
raum- und Stadtentwicklung sowie einem modernen Grün-
flächenmanagement einer Vertiefung.
Dazu sind insbesondere inter- und transdisziplinäre Be-
trachtungen hilfreich:

�Die Entwicklung urbaner Freiräume unter gesamt-
städtischer Sicht. Geschichtliche Betrachtung und Kritik 
der bisherigen Planungspraxis mit dem Ziel einer „er-
folgreichen“ Stadtentwicklung; Planungsansätze und 
Strategien, Funktion der Freiräume für das Stadtgefüge, 
ihr „Bild“ für die Stadt, ihr Einfluss auf die weitere 
städtische Entwicklung; Fragen der Finanzierung und der 
Projektorganisation; Beitrag und Rezeption der Bürger.

�Die Untersuchung spezifischer Zusammenhänge/ 
Korrelationen, z.B. Grünversorgung und soziales Wir-
kungsgefüge, Grünversorgung und Gesundheitsfragen 
(Stichwort „Umweltgerechtigkeit“).

�Die Untersuchung des Wandels von Landschaft und Frei-
raum in Städten (Beispiele aus dem In- und Ausland).
Monitoring und Evaluation von Maßnahmen zur urbanen 
Freiraumentwicklung zur Rückkopplung auf zukünftige 
Projekte.

�Die Entwicklung strategischer Werkzeuge für das 
kommunale Grünflächenmanagement z.B. Lebens-
zykluskosten, Grün-Informationssysteme, Pflege- und 
Managementkonzepte, unter Einbezug betriebswirt-
schaftlicher Gesichtspunkte. Die Methodik und Praxis 
eines modernen Grünflächenmanagements mit den 
Schwerpunkten Projektmanagement, Pflegemanage-
ment, Bürgerbeteiligung und -integration, Kommuni-
kationsmanagement etc.

�Die Forschung zu alternativen Finanzierungsmodellen für 
kommunale Grünanlagen.

8. Forschung intensivieren

Forderung: Die Förderung der Forschung ist aus der 
Sicht der GALK mit Schwerpunkt auf die Zukunft der 
Städte auszurichten. Ziel ist die „Lebenswerte soziale 
und grüne Stadt“, die durch moderne Grünflächen-
ämter und ein entsprechendes Grünflächen-
management entwickelt und langfristig funktionsfähig 
gehalten wird.

Fotoverzeichnis:

Titelseite: Günthersburgpark Frankfurt, Stadt Frankfurt am 
Main, Grünflächenamt.

Seite 2: Mathias-Beltz-Platz Frankfurt, Stadt Frankfurt am Main, 
Grünflächenamt.

Seite 3, links: Brentanopark Frankfurt, Stadt Frankfurt am Main, 
Grünflächenamt. Rechts: Hafenpark Frankfurt, Stadt Frankfurt 
am Main, Grünflächenamt.

Seite 5, links: Messe Frankfurt, Stadt Frankfurt am Main, 
Grünflächenamt. Rechts: Berlin Mauerpark, Christian Reiter.

Seite 6: Willi-Graf-Ufer, Saarbrücken, Maya Kohte.

Seite 7, links: Fechenheimer Mainufer Frankfurt, Stefan Cop.
Rechts: Kätcheslachpark Frankfurt, Stadt Frankfurt am Main, 
Grünflächenamt.

Seite 8: Mainuferpromenade Frankfurt, Stadt Frankfurt am 
Main, Grünflächenamt. 
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